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1. Rechtsgrundlagen 

Nach § 20d Abs. 1 SGB V haben Versicherte Anspruch auf Leistungen für Schutzimp-
fungen im Sinne des § 2 Nr. 9 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG). Ausgenommen von 
diesem Anspruch sind Schutzimpfungen, die wegen eines durch einen nicht beruflichen 
Auslandsaufenthalt erhöhten Gesundheitsrisikos indiziert sind, es sei denn, dass zum 
Schutz der öffentlichen Gesundheit ein besonderes Interesse daran besteht, der Ein-
schleppung einer übertragbaren Krankheit in die Bundesrepublik Deutschland vorzubeu-
gen (§ 20d Abs. 1 Satz 2 SGB V). Einzelheiten zu Voraussetzungen, Art und Umfang der 
Leistungen für Schutzimpfungen soll nach § 20d Abs. 1 Satz 3 SGB V der Gemeinsame 
Bundesausschuss (G-BA) in Richtlinien nach § 92 auf der Grundlage der Empfehlungen 
der Ständigen Impfkommission (STIKO) beim Robert Koch-Institut (RKI) unter besonde-
rer Berücksichtigung der Bedeutung der Schutzimpfungen für die öffentliche Gesundheit 
bestimmen. Abweichungen von den Empfehlungen der Ständigen Impfkommission sind 
durch den G-BA besonders zu begründen (§ 20d Abs. 1 Satz 4 SGB V).  

Der G-BA hat seine erstmalige Entscheidung am 21. Juni 2007 getroffen und zu allen zu 
diesem Zeitpunkt geltenden Empfehlungen der STIKO einen Beschluss gefasst.  

Das RKI hat die aktualisierten Impfempfehlungen der STIKO im Epidemiologischen Bul-
letin Nr. 30/2007 veröffentlicht. Zu den Änderungen der STIKO-Empfehlungen hat der G-
BA nach § 20 d Abs. 1 Satz 7 SGB V innerhalb von drei Monaten nach ihrer Veröffentli-
chung eine Entscheidung zu treffen.  

Für den Fall, dass eine Entscheidung durch den G-BA nicht termin- oder fristgemäß zu-
stande kommt, dürfen die von der STIKO empfohlenen Änderungen der STIKO-
Empfehlungen (mit Ausnahme von Schutzimpfungen nach § 20d Abs. 1 Satz 2 SGB V) 
zu Lasten der Gesetzlichen Krankenkassen erbracht werden, bis die Richtlinienentschei-
dung vorliegt. 

 

2. Eckpunkte der Entscheidung 

Mit der Erstfassung der Richtlinie über Schutzimpfungen nach § 20d Abs. 1 SGB V 
(Schutzimpfungs-Richtlinie / SiR) ist der G-BA seinem gesetzlichen Auftrag in § 20d 
Abs. 1 i. V. m. § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 15 SGB V nachgekommen die Voraussetzungen, 
Art und Umfang der Leistungen für Schutzimpfungen in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung (GKV) zu bestimmen. 
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Anlage 1 der Schutzimpfungs-Richtlinie führt in einer einheitlichen Tabelle die einzelnen 
Impfungen, deren Indikation sowie Hinweise zu den Schutzimpfungen und weitere An-
merkungen auf. 

Mit dem Beschluss zur Änderung der Anlage 1 der Schutzimpfungs-Richtlinie setzt der 
G-BA die neu gefassten Impfempfehlungen der STIKO, welche mit dem Epidemiologi-
schen Bulletin Nr. 30/2007 veröffentlicht wurden, entsprechend der Vorgabe des § 20d 
Abs. 1 Satz 7 SGB V um.  

 

3. Verfahrensablauf 

Der Unterausschuss „Arzneimittel“ hat zur Vorbereitung seiner Beratungen eine Arbeits-
gruppe einberufen, die sich aus Vertretern der Kassen- und Ärzteseite sowie aus Patien-
tenvertretern zusammensetzt. 

In der Sitzung dieser Arbeitsgruppe am 2. August 2007 wurde ein Entwurf einer geänder-
ten Anlage 1 der Schutzimpfungs-Richtlinie zur Umsetzung der Aktualisierung der STI-
KO-Empfehlungen (Stand: Juli 2007) vorbereitet. 

Das Beratungsergebnis der Arbeitsgruppe wurde in der Sitzung des Unterausschuss 
„Arzneimittel“ am 9. August 2007 abschließend beraten und der Stellungnahmeentwurf 
konsentiert.  

Der Unterausschuss „Arzneimittel“ hat daraufhin in der Sitzung am 9. August 2007 ent-
schieden, das Stellungnahmeverfahren mit der Bundesärztekammer nach § 91 Abs. 8a 
i. V. m. § 34 der Verfahrensordnung des G-BA am 10. August 2007 mit Frist bis zum 7. 
September 2007 einzuleiten (Unterlagen des Stellungnahmeverfahrens s. Abschnitt 5).  

Die Bundesärztekammer hat in ihrer Stellungnahme (s. Abschnitt 5) gegen den vorgeleg-
ten Richtlinienentwurf der Schutzimpfungs-Richtlinie vom 9. August 2007 keine Einwän-
de geäußert. 
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Zeitlicher Verfahrensverlauf 

Sitzung der AG/ UA/ G-BA Datum Beratungsgegenstand 

Sitzung AG „Schutzimp-
fungen“ 

2. August 2007 Beratung zur Änderung der Anlage 1 SiR 

41. Sitzung UA „Arzneimit-
tel“ 

9. August 2007 Beratung und Konsentierung des Stellung-
nahmeentwurfs zur Änderung der Anlage 1 
SiR 
Entscheidung zur Einleitung des Stellung-
nahmeverfahrens nach § 91 Abs. 8a SGB V 

42. Sitzung UA „Arzneimit-
tel“ 

20. September 2007 Beratung der Stellungnahme der Bundesärz-
tekammer vom 07.09.2007 
Konsentierung des Beschlussentwurfs und 
der Tragende Gründe zur Änderung der An-
lage 1 der SiR 

Sitzung G-BA 18. Oktober 2007 Beschluss zur Änderung der Anlage 1 der 
SiR 

 

4. Fazit 

Mit einer Änderung der Anlage 1 der SiR kommt der G-BA seinem gesetzlichen Auftrag 
in § 20d Abs. 1 Satz 7 SGB V nach, zu den Änderungen der STIKO-Empfehlungen in-
nerhalb von drei Monaten nach ihrer Veröffentlichung eine Entscheidung zu treffen. 

Das RKI hat die aktualisierten Impfempfehlungen der STIKO im Epidemiologischen Bul-
letin Nr. 30/2007 veröffentlicht. Die STIKO hat darin insbesondere redaktionelle Überar-
beitungen der Empfehlungen zu Hepatitis A und Hepatitis B, Präzisierungen der empfoh-
lenen Masernimpfung sowie Änderungen bei der Indikationsimpfung gegen Varizellen 
vorgenommen. Diese Änderungen in den Impfempfehlungen der STIKO setzt der G-BA 
um. 

4.1 Hepatitis A 

Die STIKO hat die Indikationsliste für eine Impfung gegen Hepatitis A redaktionell über-
arbeitet und präzisiert. 

So sollen nicht nur homosexuell aktive Männer, sondern alle Personen mit einem Sexu-
alverhalten mit hoher Infektionsgefährdung geimpft werden. Diese Änderung und die 
weiteren Präzisierungen zur Indikationsimpfung gegen Hepatitis A vollzieht der G-BA 
nach. Ebenso wird bei der Anmerkung zur serologischen Vortestung auf anti-HAV der 
Wortlaut aus der STIKO-Empfehlung übernommen. 
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Die Änderungen der Empfehlungen für Impfungen aufgrund eines erhöhten beruflichen 
Risikos setzt der G-BA um und merkt dazu an, dass bei Tätigkeit in Kindertagesstätten, 
Kinderheimen u. ä. die Gefährdungsbeurteilung der Tätigkeit und nicht der Beschäfti-
gungsstatus maßgeblich ist. 

Aufgrund des Nichtbeanstandungsschreibens des BMG zur Erstfassung der Schut-
zimpfungs-Richtlinie vom 27. August 2007 wurde im Nachgang zum Stellungnahmever-
fahren mit der Bundesärztekammer zur Änderung der Schutzimpfungs-Richtlinie in Spal-
te 3 die Nennung der geriatrischen Einrichtungen als ein nicht in der Biostoffverordnung 
in Anhang IV genannter Bereich gestrichen. 

4.2 Hepatitis B 

Hinsichtlich der Auffrischung nach abgeschlossener Grundimmunisierung von Personen, 
die in der Kindheit gegen Hepatitis B geimpft wurden, nimmt der G-BA die Anmerkung 
auf, dass eine Auffrischung 10 Jahre nach Impfung im Säuglingsalter derzeit für Kinder 
und Jugendliche generell nicht empfohlen ist. Kinder und Jugendliche, für die ein neu 
aufgetretenes Hepatitis-B-Risiko besteht, können eine Wiederimpfung entsprechend den 
STIKO-Empfehlungen erhalten (vgl. Epidemiologisches Bulletin Nr. 30/2007 und Nr. 
31/2007.). 

Die Änderungen und Präzisierungen der STIKO zur Indikationsimpfung gegen Hepatitis 
B sowie aufgrund eines erhöhten beruflichen Risikos vollzieht der G-BA nach. Die Indika-
tion zur Hepatitis-B-Impfung aufgrund von Reisen wird redaktionell an die weiterhin gülti-
ge STIKO-Empfehlung aus 2006 angepaßt. Für betriebliche Ersthelfer ist anzumerken, 
dass die Gefährdungsbeurteilung der Tätigkeit maßgeblich ist. Nach Bewertung des 
Ausschusses für biologische Arbeitsstoffe ist die Tätigkeit betrieblicher Ersthelfer i. d. R. 
der Schutzstufe 1 zuzuordnen, für die keine Maßnahmen der arbeitsmedizinischen Vor-
sorge nach § 15 der Biostoffverordnung gelten. 

4.3 Masern 

Die Änderungen der STIKO-Empfehlungen zur Impfung gegen Masern aufgrund eines 
erhöhten beruflichen Risikos setzt der G-BA unter Berücksichtigung der Regelungen in 
der Biostoffverordnung zu Personal in der Pädiatrie bzw. zu Personal zur Betreuung und 
Pflege von Kleinkindern im Vorschulalter um. 
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4.4 Varizellen  

Die Änderungen der STIKO-Empfehlungen zur Indikationsimpfung gegen Varizellen voll-
zieht der G-BA durch Aufnahme einer Anmerkung zu den einschränkenden Hinweisen 
zur Impfung seronegativer Patienten unter immunsuppressiver Therapie nach. 

Aufgrund des Nichtbeanstandungsschreibens des BMG zur Erstfassung der Schut-
zimpfungs-Richtlinie vom 27. August 2007 wurde im Nachgang zum Stellungnahmever-
fahren mit der Bundesärztekammer zur Änderung der Schutzimpfungs-Richtlinie in Spal-
te 2 die beruflichen Indikationen wie folgt ergänzend geändert: 
„Berufliche Indikationen: 
Seronegatives Personal im Gesundheitsdienst, insbesondere in den Bereichen Onkolo-
gie, Gynäkologie/Geburtshilfe, Intensivmedizin und im Bereich der Betreuung von Im-
mundefizienten.“ 

 

Siegburg, den 18. Oktober 2007 

 

Gemeinsamer Bundesausschuss 

 

 

 

Der Vorsitzende 

Hess 
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5. Dokumentation des Stellungnahmeverfahrens 
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